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Mehr Bevormundung, weniger Lohn: 

NEIN zum Lohnabzug! 
Abstimmung vom 14. Juni 2026 
 
Um was geht es eigentlich? 

Das Lohnabzugsverfahren möchte Arbeitgeber verpflichten, bei ihren in Basel-
Stadt wohnhaften Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern monatlich pauschal 10% 
bzw. 5% für in Riehen und Bettingen wohnhafte Steuerpflichtige für die kantonalen 
Einkommenssteuern direkt vom Lohn abzuziehen und der Steuerverwaltung zu 
überweisen. Für ihre Mitwirkung sollen die Arbeitgeber eine Bezugsprovision 
erhalten. Diese wird vom Regierungsrat festgelegt. Nach der Vornahme des 
Steuerabzugs sollen ausschliesslich die Arbeitgeber für die Überweisung des 
abgezogenen Betrags an den Staat haftbar gemacht werden können. Der 
Lohnabzug ist in einem «Opting-out»-Verfahren konzipiert; das bedeutet, dass 
seitens Arbeitgeber bei jedem Arbeitnehmer automatisch der Steuerabzug gemacht 
werden muss. Arbeitnehmer können jedoch gegenüber dem Arbeitgeber festhalten, 
nicht am Steuerabzug teilnehmen zu wollen. Für Unternehmen mit weniger als 50 
Mitarbeitern, für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Quellensteuerverfahren 
und für solche mit dem vereinfachten Abrechnungsverfahren gemäss § 38a StG, 
d.h. bei kleinen Arbeitsentgelten, soll das Lohnabzugsverfahren fakultativ sein. Mit 
dem Lohnabzugsverfahren würde ein weiterer «Basel Finish» – das heisst eine 
weitere isolierte kantonale Regelung – eingeführt, die den Wirtschaftsstandort 
Basel schwächt. 

 

Argumente gegen den Lohnabzug: 
Bevormundung der Steuerpflichtigen 
Die Initiative sieht eine Systemänderung beim Steuerbezug vor – weg von der 
Eigenverantwortung der Steuerpflichtigen, hin zu den Arbeitgebern. Der 
Steuerabzug führt zur Entmündigung der Steuerpflichtigen. Denn sie werden nicht 
mehr vollumfänglich mit ihrer Verpflichtung konfrontiert, sondern überwälzen 
diese auf den Arbeitgeber. Dabei geht auch das «Gspüri» für den Umfang der 
Steuerpflicht und das bewusste Bezahlen der Steuern verloren, weil dieser Vorgang 
automatisch und ohne Zutun des Arbeitnehmers passiert. Damit entfällt auch das 
Bewusstsein für eine wichtige Bürgerpflicht, nämlich den Beitrag an die 
Gemeinschaft durch das Bezahlen von Steuern. 

Ausserdem wird den Steuerpflichtigen, welche (vielleicht nur vorerst) auf ein 
Opting-out verzichtet haben, die Möglichkeit und Flexibilität genommen, selbst zu 
entscheiden, wann und wie Sie ihre Steuern bezahlen. Beispielsweise nützen viele 
einen Teil ihres 13. Monatslohns für die Bezahlung der Steuern und zahlen bewusst 
nicht monatlich auf ihr Steuerkonto ein. Auch diesbezüglich wird die 
Gestaltungsfreiheit der Steuerpflichtigen eingeschränkt. 
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Der Kanton zuerst – alle anderen warten 
Der Lohnabzug verhindert keine Schulden, er verschiebt sie nur. Wer knapp bei 
Kasse ist, hat mit dem Lohnabzug noch weniger Geld zur Verfügung. Er wird 
irgendwann Schwierigkeiten haben, Miete, Krankenkasse, Handyabo oder 
Lebensmittel zu bezahlen. Es käme zu einer Schuldenverlagerung. 

Mit dem Lohnabzug wird für den Kanton zudem faktisch ein Gläubigerprivileg 
geschaffen, welches so vom Schuldbetreibungs- und Konkursrecht nicht gewollt 
ist.1 Dies hat zur Folge, dass andere Gläubiger das Nachsehen haben. Der Kanton 
würde durch den Lohnabzug auf Kosten von Gewerbetreibenden, Dienstleistern, 
Vermietern, Krankenversicherern, etc., aber auch auf Kosten der Bundes- und 
Gemeindesteuern profitieren. Der Kanton sichert sich ab, auf Kosten aller anderen 
Gläubiger. Weshalb die Schulden beim Kanton privilegiert sein sollen, ist nicht 
ersichtlich und ob eine solche Privilegierung mit dem Bundesrecht vereinbar ist, 
müsste juristisch geprüft werden. Der Lohnabzug könnte bei einem Arbeitnehmer 
oder einer Arbeitnehmerin im Falle einer Lohnpfändung auch nicht durchgesetzt 
werden. Die Lohnpfändung ginge dem Lohnabzugsverfahren vor. Es entsteht zudem 
der Verdacht, dass dieses Verfahren Wegbereiter für weitere Forderungen nach 
automatischen Abzügen, wie etwa der Krankenkassenprämien, sein soll. 

 

Achtung Schlupfloch! 
Das Lohnabzugsverfahren hat zum Ziel, dass Personen in knappen finanziellen 
Verhältnissen denjenigen Anteil an ihrem Lohn, den sie für die Begleichung der 
Steuern benötigen, nicht ausgeben können. Es ist davon auszugehen, dass 
Steuerpflichtige in knappen finanziellen Verhältnissen auf den Lohnabzug 
verzichten werden, um monatlich mehr Geld zur Verfügung zu haben und sich die 
Steuerlast selbst einteilen zu können. Dies, sofern sie überhaupt Steuern zahlen 
müssen. Denn in Basel-Stadt müssen gegen 30% der Steuerpflichtigen haben gar 
kein steuerbares Einkommen. Diesen Personen würde Geld abgezogen, das sie für 
die Bestreitung ihres Lebensunterhaltes benötigen. Das schafft eine neue 
Schuldenfalle. Es ist deshalb davon auszugehen, dass genau diejenigen, für die das 
Lohnabzugsverfahren wirbt, davon keinen Gebrauch machen werden. Wer zudem 
heute schon trotz Steuerpflicht seine Steuern nicht zahlt, wird dies nicht aufgrund 
eines freiwilligen Lohnabzugsverfahrens plötzlich tun. 

 

1% Problem, 100% Aufwand 

Von den 208'868 Einwohnerinnen und Einwohner von Basel-Stadt (2019) sind rund 
177'000 steuerpflichtig. Weit weniger als 1% dieser Personen in Basel-Stadt 
arbeiten in einem Unternehmen mit 50 und mehr Mitarbeitern, erfüllen die 
Voraussetzungen für den Lohnabzug und haben Steuerschulden. Ein 

 
1 Es gibt gemäss Art. 146 Abs. 2 i.V.m. Art. 219 Abs. 4 SchkG drei Klassen von Forderungen. 
Forderungen, wie Lohnforderungen oder Unterhaltsbeiträge werden vorrangig behandelt. 
Steuerschulden sind Schulden dritter Klasse. 
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Systemwechsel und die Schaffung einer neuen Pflicht für Arbeitgeber und die 
Zusammenhängenden Aufwände und Kosten für weit weniger als 1% der 
steuerpflichtigen Personen ist völlig unverhältnismässig! 

 

Keine administrative Entlastung für die Steuerpflichtigen 
Eine administrative Entlastung für die Steuerpflichtigen bringt das 
Lohnabzugsverfahren nicht. Jeder und jede ist weiterhin verpflichtet, jährlich eine 
Steuererklärung auszufüllen und ist weiterhin für die vollständige Begleichung der 
Steuern, insbesondere die nicht miterfasste Bundes- und Gemeindesteuer, 
verantwortlich. Der Lohnabzug suggeriert, dass für die Begleichung der restlichen 
geschuldeten Steuern keine Reserven mehr gebildet werden müssen, was falsch 
ist. 

Gemäss Steuerverwaltung sind es zudem oftmals dieselben Personen, die keine 
Steuererklärung einreichen und ihre Steuern nicht bezahlen. Mit dem neuen 
Verfahren besteht die Gefahr, dass – sofern die besagten Steuerpflichtigen den 
Lohnabzug wünschen – diese vermehrt davon ausgehen, dass sie nun keine 
Steuererklärung mehr einreichen müssen und es zu teuren Zwangsveranlagungen 
(amtlichen Einschätzungen) kommt. 

Offen ist, wie die Opting-out-Möglichkeit für die Arbeitnehmer umgesetzt würde. 
Muss dies zu Beginn des Arbeitsverhältnisses entschieden und mitgeteilt werden 
oder kann ein Arbeitnehmer jederzeit aus dem Lohnabzugsverfahren aussteigen? 
Wenn die Arbeitnehmer jederzeit aussteigen können, würde das eine enorme 
Bürokratie für die Unternehmen bedeuten. Diese Fragen müsste der Regierungsrat 
mit der Verordnung klären. 

 

Grosser zusätzlicher Aufwand für Firmen, v.a. KMU 
Es ist unfair, dass die hiesigen Arbeitgeber für ihre in Basel-Stadt wohnhaften 
Angestellten Sonderlösungen in ihrem Lohnsystem einführen und anwenden 
müssen, selbst wenn z.B. nur ein einziger ihrer Mitarbeiter in Basel-Stadt 
steuerpflichtig ist. Damit wird es unattraktiver, Arbeitnehmer aus Basel-Stadt 
anzustellen. Softwareanpassungen, die Abwicklung der Formalitäten wie 
Information an die Angestellten, die Entgegennahme der Opting-out-Erklärungen, 
die Beantwortung von Fragen, die Eingabe von Mutationen, das Überwachen der 
Mutationen, etc. führen unbestritten zu Mehrkosten und bedeuten gerade für 
kleinere Unternehmen einen erheblichen administrativen und finanziellen 
Mehraufwand. Auch die vorgesehene Bezugsprovision und die Befreiung der Pflicht 
für kleinere Unternehmen mit bis zu 50 Mitarbeitern helfen da wenig. 

 

Ein Dauerauftrag oder Lastschriftverfahren (LSV) ist bereits heute möglich  
Es braucht kein Lohnabzugsverfahren, um sich die Steuerlast auf das Jahr zu 
verteilen. Denn bereits heute können Steuerpflichtige mittels Dauerauftrag oder 
Lastschriftenverfahren (LSV) auf freiwilliger Basis monatlich einen festen Betrag 
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von ihrem Lohnkonto aus an die Steuerbehörden einzahlen und so ihre 
Steuerrechnung in Raten begleichen. Dies ist sowohl für die Bundes-, die Kantons- 
als auch für Gemeindesteuern möglich. Wer also Mühe hat, den Überblick über 
seine finanziellen Verpflichtungen zu behalten oder die gesamte Steuerrechnung 
auf einmal zu bezahlen, muss dies schon heute nicht. Von dieser Möglichkeit wird 
entsprechend auch rege Gebrauch gemacht. 

 

Weitere Verminderung der Standortattraktivität 
Letztendlich stellt das Lohnabzugsverfahren ein weiteres negatives Element für die 
Standortattraktivität des Kantons dar. 

Schliesslich wirkt es sich ebenfalls negativ auf den Wirtschaftsstandort aus, dass 
das LAV für Unternehmen ab 50 Mitarbeitern vorsieht und dabei von 
Arbeitnehmern und nicht von Vollzeitäquivalenten spricht. Das kann sich negativ 
auf das Angebot von Teilzeitstellen und damit die Familienfreundlichkeit von 
Unternehmen in Basel auswirken. 

 

Bessere Lösungen: 
• Aufklärung und Dauerauftrag: Aufklärung und gezielte Hilfe für den sehr kleinen 

Kreis der schuldengefährdeten Personen, beispielsweise durch die Hilfe beim 
Einrichten eines Dauerauftrags. 

• Provisorische Steuerrechnung, um Bewusstsein für Höhe der Steuern zu 
schaffen. 

• Steuersenkungen: Wer weniger Steuern zahlen muss, hat mehr Geld für 
anderes. Tiefe Steuern sind die beste Schuldenprävention. 
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